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Auch  in  Deutschland  entstehen  massive  wirtschaftliche  und  soziale
Verwerfungen durch die Corona-Pandemie, man spricht von der „Corona-
Krise“.  Diese  findet  auf  2  verschiedenen  Ebenen  statt:  Auf  der
wirtschaftlichen  Ebene  und  auf  der  medizinischen  Ebene.  Die
Wirtschaftskrise ist die tiefgreifendste seit der großen Depression ab 1929,
wurde allerdings durch die medizinische Krise nur ausgelöst und verstärkt,
jedoch keineswegs verursacht. Eine schwere Rezession war von führenden
Ökonom_Innen bereits vorher für 2020 vorhergesagt.

Um  den  Auswirkungen  der  Krisen  entgegenzuwirken,  hat  die
Bundesregierung Maßnahmen in einer Höhe von bis zu 756 Milliarden Euro
angekündigt.  Viele  Menschen  in  Deutschland  glauben,  dass  die
Bundesregierung damit der Allgemeinheit einen großen Dienst erwiesen hat.
Die  Zustimmungswerte  der  Regierungspartei  CDU sind so  hoch wie  seit
Jahren nicht  mehr.  Wir  wollen in  dem folgenden Artikel  einmal  genauer
beleuchten, was die Maßnahmen der Regierung eigentlich genau beinhalten
und somit herausfinden, wem sie helfen und wem nicht.

Neuverschuldung für Corona-Hilfen

Sechs Jahre lang war ein Stopp von Neuverschuldungen (die sogenannte
„schwarze  Null“)  deutsche  Staatsdoktrin  und  hat  zu  einem  massiven
Investitionsstau  bei  Bildung,  Infrastruktur  und  Kultur  geführt.  Dem  hat
Corona vorerst ein Ende gemacht. Dieses Jahr wird die Neuverschuldung bei
156 Milliarden Euro liegen. 3,5 Milliarden sollen davon in die Entwicklung
eines Impfstoffes und das Erwerben von Schutzausrüstung gesteckt werden.
Weitere  55  Milliarden  werden  zur  sonstigen  Pandemiebekämpfung
veranschlagt. Für Unternehmen mit 1-10 Mitarbeiter_Innen sollen insgesamt
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rund 50 Milliarden aufgewendet  werden,  um ihre  laufenden Kosten,  wie
Mieten  oder  Versicherung  zu  decken.  Unternehmen  mit  bis  zu  5
Mitarbeiter_Innen bekommen einmalig bis zu 9000€, Unternehmen mit bis zu
10 Mitarbeiter_Innen bekommen einmalig bis zu 15000€, ohne, dass sie das
Geld zurückzahlen müssen. Je nach Bundesland gibt es auch Soforthilfen für
größere Unternehmen.

Und die Krankenhäuser?

Hilfen  vom  Staat  bekommen  auch  private  und  gewinnorientierte
Krankenhäuser.  Das  Geld  ist  allerdings  hauptsächlich  dafür  da,  die
Krankenhäuser  für  ausbleibende  Profite  zu  entschädigen.  Durch  das
Freihalten von Betten für Corona-Patient_Innen müssen nämlich profitable
Operationen  abgesagt  oder  verschoben  werden.  Hätte  man  die
Krankenhäuser in den letzten 20 Jahren nicht massenweise privatisiert, dann
müsste dieses Geld überhaupt nicht erst gezahlt werden.

Über  Geld  für  mehr  Personal  und eine  Belastungsentschädigung für  die
Arbeiter_Innen im Gesundheitssystem wird dagegen kaum gesprochen. Das
reguläre Personal wird stattdessen für dessen lebensrettende Arbeit mit der
Einführung der 60h-Woche „belohnt“. Da können 500€ Einmalzahlung, wie es
s i e  i n  Bayern  angekünd ig t  wurde ,  auch  ke in  T ros t  se in .
Medizinstudent_Innen, die sich freiwillig zum Dienst melden, sollen sogar
kostenlos  auf  den  Stationen  buckeln  und  sich  der  Ansteckungsgefahr
aussetzen. Das alles löst in den Krankenhäusern momentan Unverständnis
und Wut aus.

Der 600-Milliarden-Rettungsschirm für größere Unternehmen

Der eigentliche Rettungsschirm von bis zu 600 Milliarden ist dagegen nur für
größere Unternehmen (d.h. ab 10 Mitarbeiter_Innen). 400 Milliarden dienen
dabei als Bürgschaften, mit denen Unternehmen frische Kredite absichern
können.  Konkret  bedeutet  das,  dass  Unternehmen  Kredite  bei  ihrer
hauseigenen Bank aufnehmen und diese durch die KfW-Bank (Kreditanstalt
für den Wiederaufbau; eine staatliche Förderbank, die der Finanzierung von
deutschen Unternehmen dient) abgesichert werden. Wenn das Unternehmen



das Geld nicht zurückbezahlen kann, dann zahlt die KfW-Bank bis zu 90% der
Kredite zurück. Weitere 100 Milliarden gibt es dafür, dass die KfW-Bank
direkt  Kredite  an Unternehmen vergeben kann,  bei  denen sie  100% des
Ausfallrisikos übernimmt.

Die  letzten  100  Milliarden  sind  dazu  da,  dass  der  Staat  selbst  als
Anteilseigner  in  Unternehmen in  Schieflage  einsteigt,  um Kapital  in  die
Firmen zu pumpen und das Vertrauen in sie zu stabilisieren. Im Extremfall
will  der Staat  diese Unternehmen sogar komplett  übernehmen und trägt
somit die Kosten für die Sanierung oder das Risiko einer Pleite. Sobald die
Unternehmen wieder Gewinne machen, will sich der Staat freilich wieder
zurückziehen. Es werden also mal wieder Verluste über die Steuergelder
sozialisiert und Gewinne privatisiert. Mit dieser schändlichen Praxis muss
endlich Schluss sein!

Für die Arbeiter_Innen: Kurzarbeit

Zudem  muss  das  Kurzarbeitsgeld  aufgewendet  werden,  das  470.000
Unternehmen für ihre Arbeiter_Innen beantragt haben und bereits insgesamt
4  Millionen  Arbeiter_Innen  betrifft.  Kurzarbeit  bedeutet,  dass
Lohnarbeiter_Innen (zumindest teilweise) zuhause bleiben und dafür 60%,
bzw. mit Kind im Haushalt 67%, des Gehaltes als Zahlung bekommen, anstatt
vielleicht gekündigt zu werden. So erscheint es vielen, dass das Hilfspaket
allen  Menschen  zu  Gute  kommt.  Tatsächlich  wird  das  Kurzarbeitsgeld
überhaupt nicht aus dem Hilfspaket gezahlt. Stattdessen wird die Kasse der
Arbeitslosenversicherung aufgebraucht.  Diese Kasse wird paritätisch (das
heißt zu gleichen Teilen) von Unternehmen und Arbeiter_Innen finanziert.
Schenken tut die Bundesregierung uns also überhaupt nichts.

Aus  der  Finanzierung  des  Kurzarbeitsgeldes  ergibt  sich  jedoch  ein
gravierendes Problem: In Zukunft werden wir in Deutschland mit gewaltigen
Massenentlassungen  konfrontiert  werden.  Die  Auto-,  Elektro-  und
Maschinenbauindustrie  kündigte  in  den  letzten  5  Jahren  bereits
zehntausenden Menschen ihren Job. Und das Kapital machte auch vor der
Corona-Krise  schon  öffentlich,  dass  weitere  hunderttausende  Menschen
entlassen  werden  sollen.



Die  Wirtschaftskrise  wird  diese  Tendenz  in  der  gesamten  Wirtschaft
verstärken und beschleunigen. Doch wo soll dann das Arbeitslosengeld für
diese Menschen herkommen, wenn die Kassen bereits jetzt geleert werden?
Wir können uns deshalb wahrscheinlich in Zukunft auf Beitragserhöhungen
und/oder  Kürzungen von Leistungen gefasst  machen.  Wäre  es  nicht  viel
sinnvoller, die Unternehmen die Löhne fortzahlen zu lassen, bis ihre eigene
Liquidität aufgebraucht ist?

Stattdessen  zahlte  VW  vor  kurzem  1,3  Milliarden  (!)  Euro  an  seine
Aktionär_Innen aus. Um herauszufinden, wie viel Geld bei den Unternehmen
für Lohnfortzahlungen vorhanden ist, müssten diese gezwungen werden, ihre
Finanzen offen zu legen. Haben die Unternehmen in der kommenden Krise
deshalb  Liquiditätsprobleme,  müssen  sie  entschädigungslos  verstaatlicht
werden.

Für die Arbeiter_Innen läuft es hingegen auch trotz Kurzarbeitsgeld schlecht:
Der  anteilige  Wegfall  vom Einkommen  ist  für  viele  Niedriglöhner_Innen
bereits  existenzbedrohend,  gleichzeitig  sind  sie  am  häufigsten  davon
betroffen und bekommen es viel seltener vom Unternehmen aufgestockt als
jene,  die  ohnehin  viel  verdienen.  40%  der  Kurzarbeiter_Innen  ohne
Aufstockung  hatten  angegeben,  nicht  länger  als  3  Monate  damit
auszukommen.  Außerdem  bekommen  viele  Arbeiter_Innen  ihr
Kurzarbeitsgeld erst, wenn sie Überstunden und Urlaub verbraucht haben,
dürfen ihre Freizeit also jetzt in Quarantäne absitzen. Leiharbeiter_Innen,
Minijobber_Innen, Scheinselbstständige oder Menschen, die gezwungen sind,
„schwarz“ zu arbeiten, zahlen nicht in die Arbeitslosenversicherung ein und
bekommen ohnehin nichts über Hartz IV hinaus. Davon sind ca. 30% der
Lohnarbeiter_Innen betroffen.

Und trotzdem steigen die Umfragewerte der CDU

Wieso hat die Union bei diesem neoliberalen und arbeiter_Innenfeindlichen
Krisenmanagement dennoch mit 37% ihr höchstes Ergebnis seit der letzten
Wahl? Zum einen ist die Krise sehr unübersichtlich und tatsächlich weiß
niemand  ganz  genau,  was  am  besten  ist,  um  z.B.  Neuansteckungen  zu
verhindern.  Deshalb  hat  es  die  Regierung  momentan  leicht,  die



Einschränkungen  und  Maßnahmen  als  alternativlos  darzustellen.

Zum  anderen  darf  auch  nicht  vergessen  werden,  dass  es  eine  nicht
unerhebliche  Schicht  von  kleinen  und  kleinsten  Unternehmer_Innen  in
Deutschland gibt.  Vorher  haben diese  vielfach  die  Grünen oder  die  AfD
gewählt.  Dies  sind beides klassische Parteien des Kleinbürger_Innentums
und die Parteien,  von deren Verlust  die  CDU kürzlich profitiert  hat.  Sie
fühlen sich jetzt wieder durch die CDU vertreten, da diese Geld investiert,
um sie vor der Pleite zu bewahren.

Außerdem  steht  die  gewaltige  Summe  von  600  Mrd.  im  Raum.  Die
Bevölkerung hat deshalb das Gefühl, dass die Regierung bei der massiven
Krise auch massive Maßnahmen ergreift.  Dass dieses Geld gar nicht zur
Finanzierung der Kurzarbeit genutzt wird, ist vielen Arbeiter_Innen gar nicht
bekannt.  Sie  sind  einfach  nur  froh,  Kurzarbeitsgeld  statt  gar  nichts  zu
bekommen, auch wenn das nicht mehr wirklich zum Leben reicht.

Die Arbeiter_Innen, deren Arbeitsplätze durch die Rettung der Unternehmen
erhalten bleiben,  sind natürlich auch froh,  ihren Job vorerst  behalten zu
können. Pleiten und Massenentlassungen in angeschlagenen Unternehmen
würden heutzutage nämlich tatsächlich die Arbeiter_Innenklasse besonders
heftig  treffen.  Sie  sehen  dabei  nicht,  dass  die  kapitalistische
Regierungspolitik diese Probleme überhaupt erst verursacht und dass eine
Politik möglich wäre, die die Arbeiter_Innen direkt versorgt, ohne dass dabei
noch die Profite geschützt werden. So könnte man auch eine Infektion am
Arbeitsplatz verhindern, indem man die Produktion verbietet, wo es für die
Versorgung  verkraftbar  wäre.  Doch  das  wäre  für  das  deutsche  Kapital
schmerzhaft. Stattdessen will die Regierung die Ausbreitung auf eine andere
Weise  hemmen  und  schränkt  dafür  umso  stärker  das  Privatleben  der
Menschen ein. Indem der neoliberale Kurs als alternativlos dargestellt wird,
werden die Arbeiter_Innen fälschlicherweise vor die Wahl gestellt,  ob sie
eher eine Kontaktsperre oder den Jobverlust in Kauf nehmen würden. So sind
dann viele mit dem Ausmaß der Einschränkungen und der Regierungsarbeit
ganz zufrieden.

Selbst wenn die Corona-Krise vorbei ist,  wird die Wirtschaftskrise jedoch



weiter wüten. Massenarbeitslosigkeit,  Lohnkürzungen und eine Welle von
Unternehmenspleiten  werden  dann  unvermeidlich  sein.  Kleine
Unternehmer_Innen  und  Arbeiter_Innen  werden  davon  besonders  schwer
betroffen sein. Die Mittel der Regierung die Krise abzufedern, werden zudem
nach der  Pandemie noch kleiner  sein  als  zuvor.  Mit  der  Beliebtheit  der
Regierung dürfte es dann vielleicht schnell wieder vorbei sein.

Resümee

Zusammenfassend  lässt  sich  sagen,  dass  das  Rettungspaket  der
Bundesregierung in  erster  Linie  dazu  da  ist,  um die  Stellung deutscher
Konzerne auf dem Markt zu halten und nicht um Löhne fortzuzahlen oder
Arbeitslosigkeit  zu  verhindern.  Die  Lohnarbeiter_Innen  in  Deutschland
stellen sich deshalb berechtigterweise die Frage, wo die Bundesregierung
war, als sie zu Tausenden die Sanierung von Schulen oder zu Millionen die
Rettung der Umwelt gefordert haben. Das Geld war anscheinend da, die
Bundesregierung  aber  nicht  gewillt,  unsere  Interessen  in  die  Hand  zu
nehmen.

Wir  fordern,  dass  das  Geld  zur  Bekämpfung  der  Corona-  und
Wirtschaftskrise  anders  als  bisher  eingesetzt  wird:

Für ein Kontrolle von Arbeiter_Innen und Gewerkschaften darüber,
was mit den Hilfsgeldern geschieht, damit sie uns und nicht nur dem
Kapital zugutekommen.
Rettet  die  Kassen  der  Arbeitslosenversicherung!  Unternehmen
müssen die Löhne in voller Höhe selbst zahlen, bis ihre Liquidität
verbraucht ist, dann übernimmt der Staat. Um Betrug vorzubeugen,
müssen  sie  ihre  Geschäftsbücher  offen  legen.  Gehen  sie  pleite,
werden sie entschädigungslos enteignet!

Einmalige progressive1  Vermögensabgabe für die Bekämpfung der
Pandemie  und  Wirtschaftskrise  und  zur  Abfederung  der  sozialen
Folgen!
Ge ld  für  mehr  Soz ia lh i l fen ,  Frauenhausp lä tze  und
Bildungsgerechtigkeit statt für große Unternehmen!
Für eine Aufwertung des Pflegeberufs durch höheren Lohn und mehr



Personal!

1:
Progressiv bedeutet in diesem Zusammenhang, dass der Prozentsatz der
Abgaben mit der Höhe des Vermögens steigt.
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